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Wenn drei politische Parteien Verhand-
lungen über einen strittigen Punkt füh-
ren, kommt häufig genug ein untauglicher 
Kompromiss dabei heraus. In der Frage der 
Wehrpflicht stand die Aussetzungspositi-
on der FDP der Pro-Wehrpflicht-Position 
der Union entgegen. Heraus gekommen ist 
die Verkürzung der Dienstzeit von neun 
auf sechs Monate, die bis zum Januar 2011 
umgesetzt werden soll. Vertreter der Koa-
litionsparteien deuten diesen Kompromiss 
in der jeweils eigenen Lesart als Erfolg. Die 
FDP trommelt, mit der Verkürzung sei das 
Ende der Wehrpflicht eingeleitet, während 
die Union darin eine Chance sieht, sie zu 
retten. 

Die öffentliche Debatte dreht sich mitnich-
ten um Sinn und Zweck der Wehrpflicht, 
auch nicht darum, ob ein sechsmonatiger 
Wehrdienst nicht der Offenbarungseid ist, 
grundgesetzwidrig die Kriegsdienstpflicht 
aufrechtzuerhalten, allein um des Dienen 
willens und nicht zum Zweck der „Landes-
verteidigung“. Das Augenmerk liegt viel-
mehr auf den Auswirkungen eines sechsmo-

natigen Zivildienstes auf den Sozialbereich. 
Es vergeht kaum ein Tag, an dem nicht 
ein Zivi-Profiteur darüber klagt, er könne 
mit sechs Monaten Dienst nichts anfangen. 
Von „Ausstiegsdrohungen“ war allerorten 
zu hören und zu lesen. Eine Drohkulisse, 
die nicht vergeblich aufgebaut wurde. Mitt-
lerweile liegt ein Gesetzentwurf des CSU-
geführten Kriegsministeriums, sekundiert 
vom CDU-geführten Familienministerium, 
vor, wonach Dienststellen einen längeren 
Zivildienst anbieten können. Kommt die 
Union damit durch, werden zukünftig die 
„guten“ und „attraktiven“ Plätze von vorn-
herein auf 10-12 Monate ausgelegt. Will 
der Dienstpflichtige „lediglich“ die gesetz-
lich festgelegte Dauer von sechs Monaten 
leisten, muss er mit einem „heimatfernen“ 
Dienst rechnen. 

Funktionswandel der Wehrpflicht

Wer heute davon spricht, dass die Verkür-
zung der Wehrpflicht ein Einstieg in den 
Ausstieg sei oder dass sechs Monate Wehr-
dienst keinen „Sinn machen“, der hat ent-

scheidende Mili-
tärreformen der 
vergangenen Jahre 
nicht zur Kennt-
nis genommen.
 
Die Bundeswehr, 
wie sie heute or-
ganisiert und 
strukturiert ist, 
hat SPD-Vertei-
digungsminister 
Struck zwischen 
2002 und 2005 
auf den Weg ge-
bracht. Mit den 
Verteidigungspo-
litischen Richt-
linien vom Mai 
2003 wurde der 
Auftrag der Bun-
deswehr faktisch 
um die Landes-
verteidigung ver-
schlankt. Es heißt 
darin, dass die 
Strukturen für die 
„Landesverteidi-
gung gegen einen 
konventionellen 
Angriff (...) nicht 
länger benötigt“ 
und deshalb abge-
baut werden. Die 

Wehrpflicht bleibe weiterhin „unabding-
bar“, aber nicht mehr für die „Landesvertei-
digung“, sondern für den „Schutz Deutsch-
lands und seiner Bürgerinnen und Bürger 
einschließlich der Befähigung zur Rekon-
stitution (gemeint ist die Wiederherstellung 
der Landesverteidigung, d.Verf.) sowie die 
eventuelle Unterstützung bei Naturkata-
strophen und Unglücksfällen.“ Auf dieser 
Grundlage wies Struck an, die Bundeswehr 
„weiterzuentwickeln“ und den Grundwehr-
dienst bei neunmonatiger Dauer an den Er-
fordernissen einer Interventionsarmee aus-
zurichten. Alle Rekruten, ob neunmonatig 
Grundwehrdienstleistender oder achtjährig 
Freiwilliger, durchlaufen seither die gleiche 
dreimonatige Grundausbildung. Die Folge 
der Neuausrichtung wird von vielen Dienst-
leistenden als „Gammeldienst“ beschrieben, 
da sie ohne eigentliche „militärische Auf-
gabe“ ab dem vierten Monat in den Kaser-
nen hocken. Ein demotivierender Dienst ist 
aber wenig geeignet, Nachwuchs zu rekru-
tieren und auch der grundsätzlichen Bereit-
schaft zum Dienen abträglich. 

Bundeswehr profitiert vom kürze-
ren Wehrdienst

Vor diesem Hintergrund erweist sich der 
Wehrpflichtkompromiss für die Bundes-
wehr als Chance, die Wehrpflicht an die 
weltweit einsetzbare Interventionsarmee an-
zupassen. Die Dienstverkürzung ist für die 
Bundeswehr militärisch ohne jede Relevanz. 
Grundwehrdienstleistende haben in der 
jüngsten Vergangenheit wie auch zukünftig 
keine unmittelbare militärische Funktion. 
Ein kürzerer Dienst ist für Dienstleistende 
aber einfacher, „erlebnisorientierter“ und 
vermeintlich „sinnstiftender“. Und da die 
Verkürzung mit einer Stellenreduzierung 
gekoppelt wird, gewinnt die Bundeswehr 
sogar dreifach. Der Zugriff auf den Nach-
wuchs aus der Truppe heraus bleibt unver-
ändert gewährleistet, während gleichzeitig 
der Aufwand, Wehrpflichtige „zu beschäf-
tigen“, verringert werden kann. Und für die 
Betroffenen sinkt mit jeder Verkürzung des 
Dienstes der Leidensdruck, um Protest und 
Widerstand gegen die Wehrpflicht zu orga-
nisieren.

Mehr „Wehrgerechtigkeit“?

Von Fachpolitikern der FDP bis zu Gutten-
berg und Merkel wird die Verkürzung mit 

„mehr Wehrgerechtigkeit“ verbunden. Ge-
meint ist, dass die Schere zwischen Dienst-
leistenden und „Vergessenen“ kleiner wird. 

Anzeige
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Sechsmonatiger Kriegsdienst – 

Kompromiss zu Gunsten der Bundeswehr
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Ab 2011 sollen für sechs Monate Dienst-
leistende 25.000 Stellen in der Bundes-
wehr zur Verfügung stehen. Rechnerisch 
ergeben sich daraus 50.000 Einberufungen 
pro Jahr. Gegenüber dem bislang vorgese-
henen Stellenplan für 2011, der 30.000 
Stellen bei neun Monaten vorsah, ein Plus 
von rechnerisch 6.250 Einberufungen. An-
gesichts von Jahrgangsstärken von durch-
schnittlich 380.000 jungen Männern, die 
in den kommenden Jahren in die Wehr-
pflicht hineinwachsen, ist dieser Beitrag 
zur „Wehrgerechtigkeit“ verschwindend 
gering. 

Wenig beachtet wird hingegen, dass mit 
der Ankündigung von „mehr Wehrgerech-

tigkeit“ das Wehrpflichtanhängsel in der 
Freiwilligenarmee nochmals reduziert wird. 
Bei einem Umfang von 250.000 aktiven 
Soldatinnen und Soldaten in der Bundes-
wehr werden statt auf 30.000 zukünftig 
auf 25.000 Stellen Grundis dienen. 

Das zentrale Instrument zur Militarisie-
rung einer Gesellschaft ist und bleibt die 
Wehrpflicht. Ohne Wehrpflicht fehlt der 
Transmissionsriemen zwischen Truppe 
und Zivilwelt. Nicht, weil befürchtet wird, 
die Truppe entwickle ein demokratief-
eindliches Eigenleben (da helfen auch Re-
kruten nicht), sondern weil das Militär die 
gesellschaftliche Akzeptanz und Normali-
tät verlöre. So werden jedes Jahr 400.000 

Haushalte mit der Bundeswehr konfron-
tiert, weil der Sohn, der Bruder, der Enkel, 
der Freund wehrrechtlich erfasst und zur 
Musterung geladen wird. Die hartnäckige 
Verteidigung der Kriegsdienstpflicht findet 
hierin ihren eigentlichen Grund.

Ralf Siemens

Der Autor ist Diplom-Politologe und Mit-
arbeiter der Arbeitsstelle Frieden und Ab-
rüstung (asfrab)
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82 Prozent der Bürgerinnen und Bürger 
haben kein oder nur wenig Vertrauen in 
die Parteien (ARD Deutschlandtrend Juni 
08). Die großen Parteien schrumpfen ra-
sant. Hatte beispielsweise die SPD 1976 
noch mehr als eine Million Mitglieder, ist 
es heute kaum die Hälfte. Das auf Volks-
parteien aufbauende Demokratie-Modell 
des Grundgesetzes steht so zur Dispositi-
on. Die gesellschaftliche Willensbildung, 
die lange durch die Diskussionen in den 
Parteien bestimmt wurde, ist längst von 
den Medieninszenierungen übernommen 
worden. Dass die Parteibasis jedoch immer 
mehr im Meinungsbildungsprozess fehlt 
und deshalb die Legitimation von Politik 
schwindet, scheint die Spitzenfunktionäre 

und Regierenden nicht zu stören, z.B. wie 
die SPD-Spitze unter Müntefering. „Die 
Machtmechanik der führenden Politiker 
funktioniert auch ohne die Legitimation 
einer breiten Basis. Wahrscheinlich lässt 
sich ohne Rückkoppelung mit einer zu-
nehmend verstörten, unberechenbaren 
Parteibasis und ohne deren Impulse sogar 
bequemer regieren...“, so Thomas Leif in 
seinem Buch. Das Primat der Politik wird 
immer mehr ausgehöhlt und das Mitregie-
ren von Verwaltung und Wirtschaft wird 
zur Normalität. Die gegenwärtige parla-
mentarische Demokratie erlaubt erstaun-
licherweise Gesetzentwürfe und Ausga-
benvorschläge durch Firmenvertreter oder 
Wirtschaftsverbände. Der Souverän, das 
Volk, antwortet mit Parteiaustritten, Wahl-
boykott, Politikverdrossenheit und Entpo-
litisierung auf die Krise der sog. repräsen-
tativen Demokratie. Thomas Leif spricht 
sogar von Demokratie-Entfremdung und 
Demokratie-Distanz.

Der Protest, das Aufbegehren der Jüngeren 
blieb und bleibt aus. Was bislang für ty-
pisch im Verhalten jeder Generation bei 
ihrem Schritt vom Kind zum Erwachse-
nen galt, die Abwehr und Ablehnung der 
Erwachsenenwelt, fiel bei der Generation 
zwischen 25 und 40 anscheinend völlig aus. 
Hat diese Generation abseits von medialen, 
allzu griffigen Sprachgirlanden neue poli-
tische Vorstellungen und Visionen in den 
gesellschaftlichen Diskurs eingebracht?

In Interviews mit jungen Berufspolitikern, 
Fachleuten und Journalisten, durch die 
Auswertung von wissenschaftlichen Stu-

dien und Analysen, geht der Autor den 
Problemen der Rekrutierung des poli-
tischen Nachwuchses und seines Politik-
verständnisses nach. Der Autor stellt u.a. 
die Familienministerin Kristina Schröder 
(CDU), als Beispiel für ein neoliberales 
Mainstream-Produkt, Ministerpräsident 
Christian Wulff (CDU), als erfolgreichen 
Schleusenwärter der Macht, die General-
sekretärin der SPD, Andrea Nahles, ein 
Beispiel wie man trotz des „Etiketts links“ 
nach oben kommt, auf den Prüfstand. 
Auch die Jugendorganisationen der Par-
teien, eingeklemmt zwischen die Alterna-
tiven Rebellion oder Koffertragen, Ich-AG 
oder Ochsentour, untersucht das Buch. 

Wie weit geht die Anpassung an den Main-
stream der jüngeren Parlamentarier? Ha-
ben sie außer ihrer Jugend etwas Eigen-
ständiges einzubringen? Unterliegen die 
Parteien bei der Auswahl ihrer Nachwuchs-
politiker dem Diktat des gesellschaftlich 
verordneten Jugendlichkeitskults und der 
Angst vor selbständig denkenden, kantigen 
Charakteren? Droht Deutschland, wie der 
Autor Thomas Leif behauptet, der poli-
tische Stillstand angesichts solchen parla-
mentarischen Nachwuchses?

Interessant ist das umfangreiche und sehr 
gut gegliederte Werk, auch wenn man 
nicht jedes Urteil und jeder Konsequenz 
des Autors folgen mag.

Klaus Körner

Buchtipp

Der politische Nachwuchs auf dem Prüfstand
Zum Buch von Thomas Leif „Angepasst und ausgebrannt. Die Parteien in der Nachwuchsfalle“, München 2009


